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Änderungsantrag zu EP­S­01

Von Zeile 200 bis 210:
Eine gute Partnerschaft mit den östlichen Nachbarn der EU ist im ureigenen Interesse Europas und
wichtiger Baustein für Stabilität und Frieden in der Region. Die Östliche Partnerschaft der EU, die seit 2009
mit Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Moldau und der Ukraine besteht, muss weiter gestärkt
und die politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Integration dieser Staaten weiter vorangetrieben
werden. Dabei dürfen europäische Grundwerte nicht für wirtschaftliche Interessen geopfert werden. Der
Kampf gegen Korruption, demokratische und rechtsstaatliche Reformen und die Wahrung der
Menschenrechte müssen in diesen Ländern noch stärker von der EU eingefordert werden. Die wichtige
Anbindung der östlichen Nachbarn an die EU ist gleichzeitig eine Herausforderung für das Verhältnis zu
Russland, da Russland versucht, die engere Zusammenarbeit der östlichen Staaten mit der EU zu
verhindern.unseren östlichen Nachbarn der EU ist im in unserem ureigenen Interesse Europas und
wichtiger Baustein für Stabilität und Frieden in der Region. Die Östliche Partnerschaft der EU stärkt seit
2009 die Modernisierung, Demokratisierung und Durchsetzung von Menschenrechten mit in Armenien,
Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Moldau und der Ukraine. Daran wollen wir festhalten und sie weiter
ausbauen. Die demokratischen Entwicklungen – sei es in der Ukraine oder Armenien – sind beispiellos
und verdeutlichen uns die Kraft der Zivilgesellschaft in diesen Ländern.
Wir halten an einer Visaliberalisierung für alle Länder der Östlichen Partnerschaft fest.
Klar ist für uns aber auch, dass diese Partnerländer noch einen weiten Weg vor sich haben und dürfen
europäische Grundwerte nicht für wirtschaftliche Interessen geopfert werden. Der Kampf gegen
Korruption, demokratische und rechtsstaatliche Reformen und die Wahrung der Menschenrechte müssen in
diesen Ländern noch stärker von der EU eingefordert und unterstützt werden.

Begründung

Bekenntnis pro-Visaliberalisierung und Ausbau der Mittel der ÖP ergänzt.
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